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§ 1  Name, Sitz, Standorte

(1)  Die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen bilden die „Kassenzahnärztliche Bundesver- 
  einigung“ (KZBV).

(2)  Die KZBV hat ihren Sitz in Berlin.

(3)  Die KZBV unterhält eine Geschäftsstelle in Berlin und eine Geschäftsstelle in Köln.

§ 2  Rechtsfähigkeit

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 
und führt ein Dienstsiegel.

§ 3  Aufgaben

1Die KZBV erfüllt die Aufgaben, die sich aus den gesetzlichen Vorschriften ergeben, unter 
Beachtung des zahnärztlichen Berufsrechts. 2Dazu rechnen insbesondere:

a) die Rechte der Zahnärzte gegenüber den Krankenkassen sowie die Interessen der  
 Zahnärzte gegenüber der Aufsichtsbehörde und dem Gesetzgeber wahrzunehmen;
b) die vertragszahnärztliche Versorgung entsprechend den gesetzlichen und vertragli- 
 chen Erfordernissen sicherzustellen;
c) eine angemessene Vergütung der an der vertragszahnärztlichen Versorgung teilneh- 
 menden Zahnärzte durch Erfüllung übergreifender Aufgaben der Vertrags- und Honorar- 
 gestaltung zu sichern;
d) Bundesmantelverträge abzuschließen;
e) die überbezirkliche Durchführung der vertragszahnärztlichen Versorgung und den 
 Zahlungsausgleich zwischen den Kassenzahnärztlichen Vereinigungen zu regeln;
f) Richtlinien über Betriebs-, Wirtschafts- und Rechnungsführung der Kassenzahnärzt- 
 lichen Vereinigungen aufzustellen;
g) die Vertreter der Zahnärzte im Bundesschiedsamt für die vertragszahnärztliche Versor- 
 gung, im Gemeinsamen Bundesausschuss und im Bewertungsausschuss zu bestellen.
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§ 4  Mitglieder

Mitglieder der KZBV sind die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen.

§ 5  Pflichten der Mitglieder

(1) Die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen sind verpflichtet, die von der Kassenzahnärzt- 
 lichen Bundesvereinigung im Rahmen ihrer Zuständigkeit abgeschlossenen Verträge  
 über die vertragszahnärztliche Versorgung durchzuführen.

(2) 1Die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen sind verpflichtet, die von der KZBV zur Durch- 
 führung ihrer Aufgaben erhobenen Beiträge an die KZBV zu entrichten. 2Die Beiträge  
 bestehen in festen Sätzen bezogen auf die Zahl der im Bereich der KZV an der vertrags- 
 zahnärztlichen Versorgung teilnehmenden Zahnärzte. 3Das Nähere regelt eine Beitrags- 
 ordnung, die von der Vertreterversammlung beschlossen wird.

(3) Die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen sind verpflichtet, dem Datenkoordinations- 
 ausschuss gem. § 12 die Daten des von der Vertreterversammlung beschlossenen  
 Datenkranzes gem. § 12 Abs. 2 nach dem in der von der Vertreterversammlung be- 
 schlossenen Geschäftsordnung des Datenkoordinationsausschusses geregelten Ver- 
 fahren zu übermitteln.

§ 6  Organe der Vereinigung

(1) 1Selbstverwaltungsorgan der Vereinigung ist die Vertreterversammlung. 2Daneben  
 wird ein hauptamtlicher Vorstand gebildet.

(2) Die Amtsperiode einer Vertreterversammlung beträgt jeweils sechs Kalenderjahre.

(3) 1Die Amtsperiode des Vorstandes beträgt sechs Jahre. 2Wird ein Vorstandsmitglied wäh- 
 rend einer laufenden Amtsperiode der Vertreterversammlung gewählt, verkürzt sich 
 die Amtsperiode dieses Vorstandsmitglieds entsprechend. 3Die Wiederwahl ist möglich.

(4) Das Amt eines Mitgliedes der Vertreterversammlung, des Beirates oder in Ausschüssen 
 der Vereinigung ist ein Ehrenamt.
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§ 7  Vertreterversammlung

(1) 1Die Vertreterversammlung der KZBV besteht aus 60 Mitgliedern. 2Die Vorsitzenden des  
 Vorstandes jeder KZV und jeweils ein Stellvertreter sind Mitglieder der Vertreterver- 
 sammlung der KZBV. 3Die weiteren Mitglieder der Vertreterversammlung der KZBV  
 werden von den Mitgliedern der Vertreterversammlungen der KZVen in unmittelbarer  
 und geheimer Wahl aus ihren Reihen gewählt. 4Die Wahlen erfolgen nach den Grund- 
 sätzen der Verhältniswahl aufgrund von Listen- und Einzelwahlvorschlägen (ent- 
 sprechend § 80 Abs. 1 und 1a SGB V).

(2) 1Die weiteren Sitze in der Vertreterversammlung der KZBV gem. Abs. 1 Satz 3 werden  
 auf die KZVen nach dem Verhältnis der Zahl ihrer Mitglieder an der Zahl der Mitglieder  
 aller KZVen verteilt. 2Der Vorstand stellt fest, wie viele Vertreter in der Vertreterver- 
 sammlung der KZBV auf die KZVen entfallen. 3Die weiteren Sitze werden nach den  
 Mitgliederzahlen der KZVen am ersten Tage des letzten Vierteljahres der Amtszeit der  
 vorhergehenden Vertreterversammlung berechnet. 

(3) 1Dabei wird zunächst von den Mitgliederzahlen jeder KZV die Mitgliederzahl abgezogen,  
 die auf die KZV mit der geringsten Mitgliederzahl entfällt. 2Die verbleibenden Mitglieder- 
 zahlen aller KZVen werden durch die Zahl der zu verteilenden Sitze dividiert um die 
 Mitgliederzahl zu ermitteln, die erforderlich ist, um einen weiteren Sitz in der Vertre- 
 terversammlung der KZBV zu erhalten. 3Jede KZV erhält so viele weitere Sitze, wie ihre  
 Mitgliederzahl diese Zahl beinhaltet. 4Danach eventuell noch verbleibende weitere Sitze  
 werden auf die KZVen in der Reihenfolge der Größe der Rest-Mitgliederzahlen verteilt.

(4) 1In der Vertreterversammlung ist jeder Vertreter antrags- und stimmberechtigt. 2Die  
 Übertragung des Stimmrechts ist unzulässig. 3Das Amt eines Mitgliedes der Vertreter- 
 versammlung beginnt mit dem Tag (0:00 Uhr) der konstituierenden Vertreterversamm- 
 lung gem. § 7 Abs. 8.

(5) 1Die Mitglieder der Vertreterversammlung der KZBV werden für die Dauer von sechs  
 Jahren gewählt. 2Die Amtsdauer endet ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der Durchfüh- 
 rung der Wahl jeweils mit dem Schluss des sechsten Kalenderjahres. 3Die Gewählten  
 bleiben nach Ablauf dieser Zeit im Amt, bis ihre Nachfolger eintreten. 4Im Laufe der  
 Amtsperiode gewählte Mitglieder der Vertreterversammlung sind für den Rest der  
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 Amtsperiode gewählt. 5Die Mitgliedschaft in der Vertreterversammlung endet vor  
 Ablauf der Wahlperiode,  
  a) durch Tod;
  b) bei den gesetzlichen Mitgliedern durch Beendigung des Vorstandsamtes 
     in der Kassenzahnärztlichen Vereinigung;
  c) bei gewählten Mitgliedern durch Niederlegung des Amtes;
  d) durch Erklärung der Annahme der Wahl zum Mitglied des Vorstandes.

(6) 1Die Mitglieder des Vorstandes haben das Recht und können verpflichtet werden, an  
 den Vertreterversammlungen teilzunehmen. 2Sie sind zu den Vertreterversammlungen  
 zu laden und berechtigt, Anträge zu stellen.

(7) 1Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer Mitte in getrennten Wahlgängen ihren  
 Vorsitzenden und zwei Stellvertreter; für die Wahl gelten die Bestimmungen im § 8  
 Abs. 2 entsprechend. 2Für die Abberufung des Vorsitzenden der Vertreterversamm- 
 lung oder eines seiner Stellvertreter gem. § 80 Abs. 4 SGB V gelten die Bestimmungen  
 in § 8 Abs. 7 bis 11 entsprechend. 3Satz 2 gilt dabei mit der Maßgabe, dass das Miss- 
 trauen entsprechend § 8 Abs. 2 Sätze 4 und 7 mit der Mehrheit der abgegebenen 
 gültigen Stimmen ausgesprochen werden kann. 4Die Vertreterversammlung gibt sich 
 eine Geschäftsordnung, die sinngemäß auch für den Vorstand sowie alle Sitzungen 
 und Versammlungen gilt. 5Der Vorsitzende bedient sich zur Erledigung seiner Auf- 
 gaben der Geschäftsstelle der KZBV.

(8) 1Die Vertreterversammlung tritt erstmalig alsbald nach der Wahl ihrer Mitglieder  
 (§ 7 Abs. 1) zu einer konstituierenden Sitzung zusammen, die vom Vorstand einberufen  
 wird. 2Im Übrigen findet in jedem Jahr mindestens eine Vertreterversammlung statt.

(9) 1Die Mitglieder der Vertreterversammlung sind mit einer Frist von zwei Monaten vom  
 Vorsitzenden der Vertreterversammlung textförmig einzuladen. 2Die Einladung ist in  
 den „Zahnärztlichen Mitteilungen“ zu veröffentlichen. 3Sofern der Tagungsort nicht  
 von der Vertreterversammlung bestimmt wurde, wird er vom Vorsitzenden der Ver- 
 treterversammlung im Einvernehmen mit dem Vorstand der KZBV bestimmt.
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(10) 1Die Termine für weitere Sitzungen legt die Vertreterversammlung selbst fest. 2Der  
   Vorsitzende der Vertreterversammlung hat alsbald eine Sitzung einzuberufen, wenn  
   der Vorstand der KZBV dies verlangt oder wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder  
   der Vertreterversammlung dies unter Angabe der Gründe fordert. 3In dringenden  
   Fällen kann eine Vertreterversammlung mit einer verkürzten Einberufungsfrist  
   einberufen werden.

(10a) 1Wenn im Falle eines Großschadensereignisses, wie z.B. einer Pandemie, Epidemie,  
   Endemie oder Naturkatastrophe, eine Präsenzsitzung nicht oder nur unter erheblich  
   erschwerten Bedingungen möglich ist oder in den Fällen des Absatz 10 Satz 3, kön- 
   nen Sitzungen der Vertreterversammlung auf Verlangen des Vorstands der KZBV  
   oder von mehr als einem Drittel der Mitglieder der Vertreterversammlung als Video- 
   konferenz durchgeführt werden. 2Voraussetzung für die Durchführung einer Sitzung  
   als Videokonferenz ist, dass die Sitzung über die gesamte Sitzungsdauer zeitgleich in  
   Bild und Ton an alle Orte, an denen sich die Mitglieder aufhalten, übertragen wird.  
   3Soweit das Gesetz oder diese Satzung nicht eine andere Form der Abstimmung vor- 
   schreibt, kann neben der Abstimmung durch Handaufheben oder individuelle Ab- 
   frage die schriftliche Abstimmung sowie die elektronische Abstimmung in Textform  
   oder die Verwendung von elektronischen Arten der Stimmabgabe nach Absatz 16  
   Satz 5 festgelegt werden. 4Für Beschlussfassungen durch Handaufheben oder indivi- 
   duelle Abfrage ist die eindeutige audiovisuelle Identifizierbarkeit der Abstimmenden  
   während der Abstimmung erforderlich. 5Eine geheime Abstimmung findet nicht  
   statt, soweit nicht durch technische Vorkehrungen sichergestellt ist, dass nur die  
   an der Videokonferenz teilnehmenden Mitglieder der Vertreterversammlung abstim- 
   men. 6Im Falle einer schriftlichen oder einer schriftlich namentlichen Abstimmung ist  
   die Verkündung des Abstimmungsergebnisses unverzüglich nach Abschluss des  
   schriftlichen Abstimmungsverfahrens, spätestens im Rahmen der Sitzungsnieder-  
   schrift, nachzuholen. 7Die Regelungen für Videokonferenzen gelten für Video- 
   hybrid-Veranstaltungen entsprechend.

(11) 1Anträge der Mitglieder der Vertreterversammlung für die Tagesordnung müssen 
   textförmig mit Begründung eingereicht werden und spätestens sechs Wochen vor 
   der Vertreterversammlung bei der Geschäftsstelle der KZBV vorliegen. 2Alle Anträge, 
   auch die des Vorstandes, sollen mit Begründung vier Wochen vor der Vertreterver- 
   sammlung durch textförmige Mitteilung an die Mitglieder der Vertreterversamm- 
   lung bekannt gegeben werden. 3Über die Zulassung von verspäteten Anträgen und  
   Dringlichkeitsanträgen beschließt die Vertreterversammlung.
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(12) 1Der Vorstand hat mindestens 14 Tage vor jeder ordentlichen Sitzung der Vertreter 
   versammlung den Mitgliedern der Vertreterversammlung einen textförmigen Bericht  
   über seine Tätigkeit im Zeitraum seit der jeweils vorhergehenden Sitzung der Vertre- 
   terversammlung vorzulegen. 2Der Bericht hat sich auf die wesentlichen Angelegen- 
   heiten der KZBV, insbesondere solche, die für diese erhebliche finanzielle Auswirkun-  
   gen haben, zu beziehen, soweit diese vom Vorstand wahrzunehmen sind. 3Die Ver- 
   treterversammlung kann mit einem Viertel der in einer diesbezüglichen Abstim- 
   mung in der Vertreterversammlung abgegebenen Stimmen zusätzliche Berichte  
   des Vorstandes zu einzelnen, wesentlichen Angelegenheiten der KZBV sowie Ein- 
   sicht in Geschäfts- und Verwaltungsunterlagen verlangen.

(13) 1Die Vertreterversammlung wird von ihrem Vorsitzenden oder einem seiner Stell- 
   vertreter geleitet. 2Über den Gang der Vertreterversammlung und die von ihr  
   gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen, die von dem Versammlungs- 
   leiter zu unterzeichnen ist. 3Die Niederschrift wird den Mitgliedern der Vertreterver- 
   sammlung kurzfristig textförmig bekanntgegeben und gilt als genehmigt, wenn  
   nicht innerhalb drei Wochen nach Bekanntgabe Einspruch beim Vorsitzenden der  
   Vertreterversammlung eingelegt wird.

(14) 1Jede ordnungsgemäß einberufene Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn  
   mehr als die Hälfte der Mitglieder der Vertreterversammlung anwesend ist. 2Als an- 
   wesend gelten im Falle der Durchführung einer Sitzung als Videokonferenz oder  
   Videohybridveranstaltung auch die einer solchen Sitzung per Video zugeschalteten  
    Mitglieder der Vertreterversammlung.

(15) Der Vertreterversammlung sind vorbehalten:
   a) die Aufstellung und Änderung der Satzung;
   b) die Wahl der Mitglieder des Wahlausschusses;
   c) die Wahl des Vorstandes und der Abschluss der Dienstverträge mit den Vorstands- 
     mitgliedern;
   d) die Überwachung des Vorstandes;
   e) Entscheidungen, die für die Körperschaft von grundsätzlicher Bedeutung sind, 
     hierzu zählen insbesondere Beschlussfassungen zur Festlegung der Grundzüge 
     der Vertragspolitik der KZBV; im Übrigen zählen hierzu alle Fallgestaltungen, die 
     in ihrer Bedeutung den übrigen Aufgaben gem. Abs. 15 vergleichbar sind;
   f) die Vertretung der Körperschaft gegenüber dem Vorstand und dessen Mitgliedern; 
   g) die Festsetzung der Mitgliederbeiträge und des Haushaltsplanes;
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   h) die Festsetzung von Reisekosten, Tage- und Übernachtungsgeldern sowie Auf- 
     wandsentschädigungen für die ehrenamtlich tätigen Personen in den 
     Organen und Ausschüssen der KZBV;
   i) die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes und die Entlastung des Vorstandes; 
   j) die Beschlussfassung über den Erwerb, die Veräußerung oder die Belastung von 
     Grundstücken sowie über die Errichtung von Gebäuden;
   k) die Wahl des Haushaltsausschusses;
    l) die Wahl des Kassenprüfungsausschusses;
   m) die Bildung weiterer Ausschüsse;
   n) die Wahl der Vertreter der Zahnärzte im Gemeinsamen Bundesausschuss;
   o) die Wahl der Vertreter der Zahnärzte im Bewertungsausschuss;
   p) die Beschlussfassung über die Anlage und die Verwendung des Vermögens;
   q) die Beschlussfassung betreffend die Übernahme weiterer Aufgaben der zahnärzt- 
     lichen Versorgung, insbesondere für andere Träger der Sozialversicherung;
   r) der Abschluss von Anstellungsverträgen mit leitenden Angestellten;
   s) die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers gem. § 16 Abs. 1 zur Prüfung der  
     Betriebs- und Rechnungsführung der KZBV;
   t) die Zustimmung zu Dienst- oder Werkverträgen gemäß § 79 Abs. 3c SGB V.

(16) 1Die Vertreterversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit,  
   soweit diese Satzung keine andere Mehrheit vorschreibt; bei Stimmengleichheit 
   gilt ein Antrag als abgelehnt. 2Die Abstimmungen erfolgen in der Regel durch 
   Handaufheben. 3Soweit eine Abstimmung Fragestellungen gem. § 7 Abs. 15 Buch- 
   staben j, r oder s betrifft, ist schriftlich namentlich abzustimmen (§ 79 Abs. 3b  
   Satz 6 SGB V i.d.F. des GKV-SVSG). 4Zudem ist auch auf Verlangen von einem Drittel 
   der Mitglieder der Vertreterversammlung schriftlich namentlich abzustimmen. 
    5Alle Arten der Stimmabgabe können auf Beschluss der Vertreterversammlung 
   durch eine geeignete Art der elektronischen Stimmabgabe ersetzt werden; dies gilt 
   nicht für Wahlen zum Vorsitz der Vertreterversammlung und für Vorstandswahlen  
   einschl. der Wahl des Vorsitzenden des Vorstands sowie für die Abwahl von Vor- 
   standsmitgliedern durch konstruktives Misstrauensvotum (§ 8 Abs. 7 bis 11) und 
   für deren Amtsentbindung oder Amtsenthebung, ferner nicht für die Abberu- 
   fung des Vorsitzenden der Vertreterversammlung oder eines seiner Stellvertreter. 
   6Aus wichtigem Grund können im Falle eines Großschadensereignisses ein Drittel  
   der Mitglieder der Vertreterversammlung oder der Vorstand der KZBV eine Abstim- 
   mung im schriftlichen Abstimmungsverfahren ohne Sitzung verlangen; über das Vor- 
   liegen eineswichtigen Grundes sowie über die nähere Ausgestaltung des schrift- 
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   lichen Abstimmungsverfahrens entscheiden die Vorsitzenden der Vertreterver- 
   sammlung.

(17) 1Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind in der Regel öffentlich. 2An der Ver- 
   treterversammlung können Vorstände und die Geschäftsführer der KZVen sowie die  
   Vorsitzenden der Vertreterversammlung der KZVen mit beratender Stimme teilneh- 
   men. 3Der Versammlungsleiter kann die Öffentlichkeit in besonderen Fällen ganz oder  
   teilweise ausschließen. 4Besondere Fälle im Sinne des Satzes 3 liegen insbesondere vor

   1.  wenn berechtigte Interessen Einzelner der öffentlichen Sitzung entgegenstehen,  
     insbesondere bei der Beratung von Personalangelegenheiten oder dann, wenn sich  
     die Beratung auf sensible personenbezogene Daten bezieht,
   2.  wenn schutzwürdige Belange der KZBV, der KZVen oder einzelner KZVen oder der  
     Vertragszahnärzteschaft einer Kenntnisnahme der Beratungen der Vertreterver- 
     sammlung durch Dritte entgegenstehen, z.B. Beratungen über grundlegende 
     standespolitische Richtungsentscheidungen einschließlich der Vertragspolitik und  
     diesbezüglicher Verhandlungsstrategien,
   3.  wenn Grundstücksangelegenheiten beraten werden.

§ 8  Der Vorstand

(1) 1Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und zwei stellvertretenden Vorsitzenden. 
 2Die Vorstandsmitglieder müssen über eine ausreichende Kompetenz verfügen. 3Vor- 
 standsmitglieder dürfen nicht zugleich Mitglieder der Vertreterversammlung sein. 

(2) 1Die Vertreterversammlung wählt in unmittelbarer und geheimer Wahl in getrennten 
 Wahlgängen die Mitglieder des Vorstandes. 2Die Wahl erfolgt nach Vorlage und Kennt- 
 nisnahme der Ergebnisse der von dem Wahlausschuss geführten Sondierungsgespräche  
 gem. § 10 Abs. 3. 3Wählbar sind nur solche Kandidaten, für die der Vertreterversamm- 
 lung zuvor vom Wahlausschuss die Ergebnisse der Sondierungsgespräche gem. § 10  
 Abs. 3 vorgelegt worden sind. 4Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
 gültigen Stimmen erhalten hat. 5Erforderlichenfalls findet ab dem zweiten Wahlgang  
 Stichwahl statt. 6Erreichen in einem Wahlgang mehrere Kandidaten die gleiche Stim- 
 menzahl, so findet zunächst unter ihnen eine Wahl zur Entscheidung über die Teilnahme  
 an der Stichwahl nach Satz 5 statt. 7Stimmenthaltungen gelten als gültige Stimmen. 8Im  
 dritten Wahlgang genügt unabhängig von der Zahl der im jeweiligen Wahlgang kandi- 
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 dierenden Personen die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, ohne dass 
 Stimmenthaltungen als gültige Stimmen gelten. 9Bei Stimmengleichheit im dritten 
 Wahlgang entscheidet das Los. 

(3)  1In einem weiteren Wahlgang wählt die Vertreterversammlung aus den Mitgliedern 
  des Vorstandes den Vorsitzenden. 2Die beiden verbleibenden Vorstandsmitglieder  
  werden damit stellvertretende Vorsitzende des Vorstandes.

(4) 1Das Amt eines Vorstandsmitglieds beginnt mit Annahme der Wahl mit Ablauf der  
 Amtsperiode des bisherigen Vorstandsmitgliedes. 2Die Annahme der Wahl hat gegen- 
 über der Vertreterversammlung zu erfolgen. 3Soweit ein Vorstandsmitglied sein Amt 
 bereits vor Abschluss eines Vorstandsdienstvertrages, dem das BMG zugestimmt hat, 
 angetreten hat, erhält es eine monatliche Abschlagszahlung auf die spätere Vergütung  
 in Höhe der, mit seinem jeweiligen Amtsvorgänger im Monat vor dem Amtsantritt  
 des neugewählten Vorstandsmitgliedes vereinbarten monatlichen Festvergütung.  
 4Im Zweifelsfall entscheidet die Vertreterversammlung durch Beschluss darüber,  
 welches der bisher amtierenden Vorstandsmitglieder als Amtsvorgänger des neugewähl- 
 ten Vorstandsmitglieds anzusehen ist. 5In diesem Fall werden dem neugewählten Vor- 
 standsmitglied von der KZBV die notwendigen materiellen Arbeitsmittel (technische  
 Ausstattung usw.) übergangsweise zur Verfügung gestellt. 6Die Kosten für Dienst- 
 reisen werden ihm nach den Bestimmungen der Reisekostenordnung der KZBV (gem.§ 7  
 Abs. 15 Buchstabe h) ersetzt. 7Nach Abschluss eines Vorstandsdienstvertrages, dem das 
 BMG zugestimmt hat, werden Differenzen zwischen den darin vorgesehenen Vergü- 
 tungen und den Abschlagszahlungen gem. Satz 3 nachträglich ausgeglichen.

(5) Das Amt eines Vorstandsmitgliedes endet vor Ablauf der Wahlperiode
 a)  durch Tod,
 b)  durch Kündigung des Dienstvertrages seitens des Vorstandsmitgliedes gemäß den 
    vertraglichen Vereinbarungen,
 c)  durch Neuwahl eines Vorstandsmitgliedes gem. § 8 Abs. 10,
 d) durch Amtsenthebung oder Amtsentbindung seitens der Vertreterversammlung. 

(6) 1Soweit nach Ablauf der Amtsperiode die Nachfolger ihr Amt noch nicht angetreten 
 haben, nehmen die bisherigen Amtsinhaber die Aufgaben des Vorstandes bis zu diesem 
 Zeitpunkt wahr. 2Soweit nicht beide, sondern nur einer der Nachfolger ihr Amt als stell- 
 vertretender Vorsitzender angetreten haben, entscheidet die Vertreterversammlung,  
 welcher der bisherigen Amtsinhaber die Aufgaben des Vorstandes bis zum Zeitpunkt  
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 des Amtsantrittes eines weiteren Nachfolgers im Amt eines stellvertretenden Vorsit- 
 zenden des Vorstandes wahrzunehmen hat.

(7) Ein Drittel der Mitglieder der Vertreterversammlung kann schriftlich bei dem Vorsit- 
 zenden der Vertreterversammlung beantragen, dass dem Vorsitzenden des Vorstandes,  
 dessen Stellvertreter oder einem Vorstandsmitglied das Misstrauen ausgesprochen wird. 

(8) Der Antrag bedarf der Schriftform und muss dem Vorsitzenden der Vertreterversamm- 
 lung spätestens 6 Wochen vor der Vertreterversammlung zugehen.

(9) Die Person, gegen die sich das beabsichtigte Misstrauensvotum richtet, ist zu benennen. 

(10)  1Das Amt dieser Person als Mitglied des Vorstandes endet, auch wenn es sich um den  
   Vorsitzenden/den stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes handelt, wenn die 
   Vertreterversammlung ihr mit der Mehrheit ihrer Mitglieder das Misstrauen dadurch  
   ausspricht, dass ein Nachfolger in den Vorstand gewählt wird und der Gewählte die 
   Wahl annimmt. 2Der Nachfolger kann noch bis zum Aufruf des entsprechenden Tages- 
   ordnungspunktes benannt werden.

(11) 1Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend bei der Abwahl mehrerer Perso- 
   nen. 2Handelt es sich bei der abberufenen Person um den Vorsitzenden und/oder den 
   stellvertretenden Vorsitzenden, wählt die Vertreterversammlung anschließend aus 
   den Mitgliedern des Vorstandes einen neuen Vorsitzenden und/oder stellvertretenden 
   Vorsitzenden. 3Bei der Neuwahl des Vorsitzenden kann der bisherige stellvertretende 
   Vorsitzende gewählt werden. 4Im Falle seiner Wahl ist in einem weiteren Wahlgang ein 
   neuer stellvertretender Vorsitzender zu wählen.

(12)  1Ein Mitglied des Vorstandes kann durch Beschluss der Vertreterversammlung von 
   seinem Amt entbunden oder seines Amtes enthoben werden (Abberufung), wenn die 
   Voraussetzungen gem. § 79 Abs. 6 SGB V i.V.m. § 35a Abs. 7 SGB IV i.V.m. § 59 Abs. 2  
   und 3 SGB IV vorliegen. 2Der Beschluss über die Abberufung bedarf der Mehrheit der 
   Mitglieder der Vertreterversammlung. 3Der Antrag auf Abberufung muss von mindes- 
   tens einem Drittel der Mitglieder der Vertreterversammlung schriftlich beim Vorsit- 
   zenden der Vertreterversammlung gestellt werden. 4Über den Antrag kann nur verhan- 
   delt und beschlossen werden, wenn er spätestens vier Wochen vor der Versammlung  
   bei der Geschäftsstelle der KZBV eingegangen ist.
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(13) 1Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtsdauer aus, ist durch die nächste  
   Vertreterversammlung eine Ersatzwahl vorzunehmen. 2Scheidet ein Vorstandsmitglied  
   während einer laufenden Vertreterversammlung aus seinem Amt aus, kann eine Ersatz- 
   wahl in dieser Vertreterversammlung vorgenommen werden. 

(14)  1Vorstandssitzungen werden vom Vorsitzenden nach Bedarf einberufen und von ihm 
   auch geleitet. 2Der Vorstand ist einzuberufen, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder 
   es verlangt. 3Es bleibt dem Vorstand der KZBV vorbehalten, die Einladungsfrist für die 
   Vorstandssitzung in seiner Geschäftsordnung festzulegen. 4Der Vorstand ist beschluss- 
   fähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 5Er fasst seine Beschlüsse  
   mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 
    6Der Vorsitzende der Vertreterversammlung oder einer seiner Stellvertreter kann mit 
     beratender Stimme an den Sitzungen des Vorstandes teilnehmen.

(15) Die Beschlüsse des Vorstandes sind in einer Niederschrift festzuhalten, die vom Vorsit- 
   zenden oder einem seiner Stellvertreter zu unterzeichnen ist.

(16) Der Vorstand ist Widerspruchsstelle im Sinne von § 85 Abs. 2 Nr. 2 Sozialgerichtsgesetz.

§ 9  Geschäftsführung

(1) Die Aufgaben der KZBV werden, soweit sie nicht der Vertreterversammlung vorbehal- 
 ten sind, vom Vorstand durchgeführt.

(2) Die KZBV wird gerichtlich und außergerichtlich neben dem Vorstand von zwei Vor- 
 standsmitgliedern vertreten, soweit Gesetz oder sonstiges Recht nichts Abweichendes  
 bestimmen. 

§ 10 Der Wahlausschuss

(1) 1Für die Vorbereitung der Wahl der Mitglieder des Vorstandes der KZBV wird ein Wahl- 
 ausschuss der Vertreterversammlung gebildet. 2Der Wahlausschuss besteht aus dem 
 Vorsitzenden der Vertreterversammlung, dessen Stellvertretern und zwei weiteren  
 Mitgliedern, die von der Vertreterversammlung aus ihren Reihen gewählt werden.
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(2) 1Die Sitzungen des Wahlausschusses werden vom Vorsitzenden der Vertreterversamm- 
 lung oder einem seiner Stellvertreter geleitet. 2Über die Sitzungen ist eine Niederschrift 
  anzufertigen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.

(3) 1Der Wahlausschuss hat Vorschläge für die inhaltliche Ausgestaltung der Dienstverträge 
 mit den zukünftigen hauptamtlichen Vorstandsmitgliedern zu erstellen, die insbeson- 
 dere auch Vorschläge zur Vergütung der Vorstandsmitglieder enthalten sollen. 2Der Wahl- 
 ausschuss hat in diesem Zusammenhang Sondierungsgespräche mit den Bewerbern 
 für die Sitze im zukünftigen Vorstand zu führen, um deren Bereitschaft zur Kandidatur 
 zu den vom Wahlausschuss vorgeschlagenen Konditionen zu klären. 3Die Ergebnisse 
 nach Satz 1 und 2 sollen den Mitgliedern der Vertreterversammlung gemeinsam mit 
 den Unterlagen gem. § 1 Abs. 8 der Geschäftsordnung vorgelegt werden. 

(4) 1Die Entscheidung über den Abschluss der Dienstverträge mit den Vorstandsmitgliedern 
 ist der Vertreterversammlung vorbehalten. 2Die Dienstverträge mit den Mitgliedern  
 des Vorstandes sind vom Vorsitzenden der Vertreterversammlung zu unterzeichnen.  
 3Soweit Vorstandsmitglieder oder die Vertreterversammlung Änderungen der Dienst 
 verträge während der laufenden Amtsperiode begehren, ist analog zu verfahren. 

(5) Die Amtsdauer des Wahlausschusses endet mit Annahme der Wahl durch die, von der 
 Vertreterversammlung der nachfolgenden Amtsperiode gem. § 8 Abs. 2 und 3 gewähl- 
 ten Mitglieder des Vorstandes. 

§ 11 Der Beirat

(1) 1Der Beirat besteht aus den ersten Vorsitzenden der KZVen. 2Diese können sich im Einzel- 
 fall vertreten lassen. 3Deren Vertreter sollen ebenfalls Mitglieder der Vertreterversamm- 
 lung der KZBV sein. 4Die Sitzungen des Beirates werden vom Vorsitzenden der Vertreter- 
 versammlung geleitet, der an den Sitzungen mit beratender Stimme teilnimmt. 5Der 
 Vorsitzende kann sich von einem seiner Stellvertreter vertreten lassen. 6Die Mitglieder 
 des Vorstandes der KZBV sind verpflichtet an den Sitzungen des Beirates mit beratender 
 Stimme teilzunehmen. 

(2) 1Der Vorstand soll den Beirat in allen wichtigen Fragen oder zur Vorbereitung wichtiger 
 Entscheidungen anhören. 2Der Beirat kann hierzu mehrheitlich Empfehlungen ausspre- 
 chen, die der Vorstand bei seinen Entscheidungen angemessen zu berücksichtigen hat.
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(3) Ein Drittel der Mitglieder des Beirates sowie der Vorstand der KZBV können jederzeit 
 eine Sitzung des Beirates verlangen.

§ 12 Datenkoordinationsausschuss

(1) 1Zum Aufbau und zur kontinuierlichen Pflege einer Zusammenstellung statistischer 
 Basisdaten für die Versorgungs- und Leistungsstruktur in der vertragszahnärztlichen 
 Versorgung bildet die  Vertreterversammlung einen Datenkoordinationsausschuss.  
 2Diese  Basisdaten dienen der Erfüllung der gesetzlichen und satzungsgemäßen Auf- 
 gaben der Kassenzahnärztlichen Vereinigungen und der Kassenzahnärztlichen Bundes- 
 vereinigung. 3Der Datenkoordinationsausschuss besteht aus sechs Mitgliedern, die von  
 der Vertreterversammlung aus ihren Reihen gewählt werden, sowie einem Mitglied  
 des Vorstandes der KZBV, das von diesem bestimmt wird.

(2) 1Der Datenkoordinationsausschuss erarbeitet auf der Basis der, den KZVen vorliegenden  
 Mitglieder- und Abrechnungsdaten einen Datenkranz sowie eine Geschäftsordnung,  
 in der u.a. das Verfahren gem. Abs. 5 in und vor dem Ausschuss festgelegt wird, die 
 nach Beschlussfassung durch die Vertreterversammlung in Kraft treten. 2Der Daten- 
 kranz definiert abschließend die Daten, die von den KZVen ausschließlich in anonymi- 
 sierter Form dem Datenkoordinationsausschuss nach näherer Maßgabe der Beschluss- 
 fassung der Vertreterversammlung kontinuierlich sowie ggf. auf Einzelanforderung 
 des Datenkoordinationsausschusses hin übermittelt werden.

(3) Der Datenkoordinationsausschuss kann darüber hinaus auf der Grundlage einer ent- 
 sprechenden Beschlussfassung der Vertreterversammlung der KZBV weitere Daten zur 
 zahnärztlichen Behandlung bei den Kassenzahnärztlichen Vereinigungen oder Dritten 
 ebenfalls in ausschließlich anonymisierter Form erheben und in den Datenkranz gem. 
 Abs. 2 integrieren.

(4) Der Datenkranz wird vom Datenkoordinationsausschuss auf einem EDV-System geführt, 
 dessen Betreiber sicherstellt, dass der Datenkranz gem. Abs. 2 treuhänderisch geführt 
 wird und auf diesen allein der Datenkoordinationsausschuss und die von diesem be- 
 stimmten Personen Zugriff haben.
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(5) 1Nach einem in der Geschäftsordnung gem. Abs. 2 näher geregelten Verfahren über- 
 mittelt der Datenkoordinationsausschuss Daten aus dem Datenkranz ausschließlich 
 an die KZVen und die KZBV zur Erfüllung deren gesetzlicher und satzungsgemäßer 
 Aufgaben. 2Über die Übermittlung von Daten an weitere Empfänger entscheidet die 
 Vertreterversammlung im Einzelfall.

(6) Der Datenkoordinationsausschuss berichtet der Vertreterversammlung einmal jährlich 
 in Form eines Geschäftsberichtes über seine Arbeit und die dabei erzielten Ergebnisse. 

§ 13 Ausschüsse

(1) 1Zur Bearbeitung bestimmter Aufgaben können von der Vertreterversammlung oder 
 vom Vorstand Ausschüsse eingesetzt werden. 2Scheidet ein Ausschussmitglied vorzeitig 
 aus einem Ausschuss aus, so rückt der nächstfolgend gewählte Ersatzmann auf. 

(2) 1Die von der Vertreterversammlung eingesetzten Ausschüsse wählen ihre Vorsitzenden 
 aus ihrer Mitte. 2Die dem Vorstand zugeordneten Ausschüsse werden von einem Vor- 
 standsmitglied oder einer anderen vom Vorstand bestimmten Person geleitet. 

(3) 1Die Einberufung von Ausschusssitzungen erfolgt durch den Ausschuss-Vorsitzenden. 
 2Der Ausschuss kann Sachverständige hinzuziehen.

(4) Über jede Ausschusssitzung ist eine Niederschrift zu führen.

(5) Die Amtsdauer richtet sich nach derjenigen des bildenden Gremiums.

§ 14 Kosten für Sitzungen, Entschädigungsordnungen

1Die Kosten für die Sitzungen der Vertreterversammlung, des Beirates und der Ausschüsse 
werden von der KZBV getragen. 2Das Nähere regeln Sitzungsgeld- und Reisekostenordnun-
gen, die von der Vertreterversammlung beschlossen werden. 3Die Sitzungsgeld- und Reise-
kostenordnung für Organmitglieder wird als Anlage zu dieser Satzung beschlossen. 4Diese 
Ordnungen sind gegenüber den Mitgliedern der KZBV und allen Vertragszahnärzten in den 
„Zahnärztlichen Mitteilungen“ (ZM) zu veröffentlichen.
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§ 15 Verwaltung

(1)  Die Verwaltungsaufgaben der KZBV werden nach einer Dienstanweisung, die vom  
  Vorstand erlassen wird, durchgeführt.

(2)  Am Sitz der Geschäftsstelle in Köln wird eine Prüfstelle eingerichtet, die den Mit- 
  gliedern zur Prüfung ihrer Betriebs- und Rechnungsführung zur Verfügung steht.

§ 16 Prüfung der Betriebs- und Rechnungsführung

(1)  Die Betriebs- und Rechnungsführung der KZBV wird alljährlich durch einen Wirtschafts- 
  prüfer geprüft, der von der Vertreterversammlung bestellt wird.

(2)  Die Prüfberichte sind den KZVen und den Mitgliedern der Vertreterversammlung sowie  
  der Aufsichtsbehörde vorzulegen.

§ 17 Bekanntmachungen

1Alle Bekanntmachungen und Mitteilungen der KZBV erfolgen durch die „Zahnärztlichen 
Mitteilungen“ oder durch Rundschreiben. 2Die „Zahnärztlichen Mitteilungen“ werden 
kostenlos jedem Mitglied der KZVen zugestellt.

§ 18 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
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§ 19 Schweigepflicht

Die Vertreterversammlung und/oder der Vorstand können gewisse Angelegenheiten als 
vertraulich bezeichnen und in diesen Fällen die Mitglieder der Organe und Ausschüsse  
der KZBV sowie die Geschäftsstellen der KZBV und der ihr angeschlossenen KZVen ver-
pflichten, die ihnen durch ihre Tätigkeit bekannt werdenden Umstände nicht unbefugt zu 
offenbaren; hierzu gehört auch die Wahrung der für diese Fälle bestimmten Akten vor un-
berufenem Einblick.

§ 20 Genehmigung und Änderung der Satzung

(1) Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der  
 Mitglieder der Vertreterversammlung erforderlich.

(2) Diese Satzung und ihre Änderungen bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 21 Inkrafttreten

1Die Satzung der KZBV und jede Änderung der Satzung sind nach Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde in den „Zahnärztlichen Mitteilungen“ zu veröffentlichen. 2Die Satzung 
und ihre Änderungen treten – soweit nicht ein anderer Zeitpunkt bestimmt wird – am 
8. Tage nach dem Ausgabedatum der betreffenden Nummer der „Zahnärztlichen Mittei-
lungen“ in Kraft.
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Anlage 1 zu § 14
Reisekostenordnung für KZBV-Organmitglieder

§ 1 Anspruch auf Reisekostenerstattung

(1) Mitglieder der satzungsgemäßen Gremien der KZBV und Ausschussmitglieder haben einen 
Anspruch auf Erstattung der Reisekosten. Dies gilt auch für die Mitglieder der vom Vorstand 
der KZBV einberufenen Ausschüsse (einschließlich Arbeitsgruppen), sofern vom Vorstand 
nichts anderes bestimmt wird. Werden Personen nach Satz 1 als Vertreter der KZBV in externe 
Gremien entsandt, so steht auch diesen ein Anspruch auf Reisekostenerstattung zu.

(2) Reisekosten sind alle Kosten, die im Zusammenhang mit einer Reise entstehen wie z. B. 
Fahrtkosten, Übernachtungskosten, Verpflegungsmehraufwand und Reisenebenkosten etc.

§ 2 Fahrtkosten

(1) Bei der Auswahl des Reisemittels ist der Wirtschaftlichkeitsaspekt zu berücksichtigen.

(2) Die Fahrtkosten der Deutschen Bahn einschließlich etwaiger Zuschläge werden in der 
nachgewiesenen Höhe erstattet. Bei notwendigen Flugreisen wird der Flugpreis (in der Regel 
Economy-Class) erstattet. 

(3) Bei Benutzung eines eigenen Kraftfahrzeugs wird ein Kilometergeld in Höhe von Euro 0,85 
pro gefahrenem Kilometer erstattet. Mit dem Kilometergeld ist auch eine entsprechende Kasko- 
Versicherung abgegolten.

§ 3 Verpflegungsmehraufwand

(1) Die Mehraufwendungen für Verpflegung werden kalendertäglich durch folgende Pau-
schalbeträge abgegolten:

bei ununterbrochener Abwesenheit

 ab 3 bis 6 Stunden  Euro  28,--
 über 6 Stunden Euro  56,--
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(2) Erfolgt die Verpflegung der Organmitglieder unentgeltlich, werden, bezogen auf den  
steuerfreien Verpflegungssatz von derzeit 28 Euro je Tag, 

  für das Frühstück  Euro    5,60
  für das Mittagessen Euro  11,20
  für das Abendessen Euro  11,20

kalendertäglich pauschal abgezogen. 

(3) Die Dauer der Reise bestimmt sich nach der Abreise vom und der Ankunft am Wohnort,  
es sei denn, die Reise beginnt oder endet am Arbeitsort.

§ 4 Übernachtungskosten

(1) Die notwendigen Übernachtungskosten werden erstattet. Die Abrechnung erfolgt nach 
Belegvorlage. Die KZBV führt die Vergabe der Hoteldienstleistungen durch und reserviert 
zentral Zimmerkontingente für ihre Sitzungsteilnehmer. Es erfolgt eine Begrenzung der Kos-
tenerstattung bei eigenständigen Zimmerbuchungen auf diese Rate. Die maximalen Kosten 
werden in der Einladung zu der jeweiligen Veranstaltung mitgeteilt. 

(2)  Bei einer mehrtägigen Reisedauer ist, sofern keine triftigen Gründe (z.B. familiäre oder 
gesundheitliche Gründe) dem entgegenstehen, eine Übernachtung zwischen den Veranstal-
tungstagen am Sitzungs- bzw. Veranstaltungsort vorzunehmen. Zusätzliche Übernachtun-
gen werden nur erstattet, wenn dem Reisenden die An- und Abreise zu Beginn bzw. am Ende 
eines Veranstaltungstages nicht zumutbar ist. Grundsätzlich gilt als nicht zumutbar, wenn 
der Reisende vor 06:00 Uhr seine Reise von seinem Wohnort antreten müsste bzw. die Reise 
nach 22:00 Uhr beenden würde. Wird von diesem Grundsatz abgewichen, so ist dies in der 
Reisekostenabrechnung zu begründen.

§ 5 Reisenebenkosten

(1) Nebenkosten für Beförderung und Aufbewahrung von Gepäck, Telefon, Internetnutzung, 
Parkplatzgebühren, Garagen, o. ä. werden in der nachgewiesenen oder glaubhaft gemachten 
Höhe erstattet.
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(2) Taxikosten können nur dann geltend gemacht werden, wenn für Fahrten kein öffentliches 
Verkehrsmittel zur Verfügung steht, eine pünktliche Ankunft zu den Sitzungsterminen nicht 
durch öffentliche Verkehrsmittel sichergestellt ist oder dessen Benutzung insbesondere wegen 
des Transports von schwerem oder sperrigem Gepäck oder aufgrund langer Warte- bzw. Fahr-
zeiten nicht zumutbar ist. Der Reisende muss für die Erstattung der Taxikosten zwingend eine 
Begründung sowie den Beginn des entsprechenden Termins im Reisekostenformular angeben.

§ 6 Steuern

Soweit durch Erhalt von Beträgen nach den Sätzen dieser Reisekostenordnung Steuerpflicht 
jedweder Art entsteht, erfolgt die Abführung der Steuern durch die Empfängerin oder den 
Empfänger selbst.

§ 7 Ausschlussfrist

Der Anspruch auf Reisekostenvergütung erlischt, wenn er nicht grundsätzlich binnen eines 
halben Jahres nach Beendigung der Reise geltend gemacht wird.

§ 8 Inkrafttreten

Diese Ordnung und jede Änderung dieser Ordnung sind nach Genehmigung durch die Auf-
sichtsbehörde in den „Zahnärztlichen Mitteilungen“ zu veröffentlichen. Die Ordnung und ihre 
Änderungen treten – soweit kein anderer Zeitpunkt bestimmt wird – am 8. Tag nach dem 
Ausgabedatum der betreffenden Nummer der „Zahnärztlichen Mitteilungen“ in Kraft. Bis 
zum Inkrafttreten dieser Ordnung gilt die bisherige Reisekostenordnung vom 1. Januar 2019 
für die Organmitglieder fort.

Beschlossen:
In der 13. Vertreterversammlung am 23. und 24. November 2022
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Anlage 2 zu § 14
Sitzungsgeld- und Aufwandsentschädigungsordnung für KZBV-Organmitglieder

§ 1 Anspruch

(1) Mitglieder der satzungsgemäßen Gremien und Ausschussmitglieder der KZBV haben für 
die Teilnahme an Sitzungen und Veranstaltungen einen Anspruch auf die Zahlung einer an-
gemessenen Entschädigung. Dies gilt auch für die Mitglieder der vom Vorstand der KZBV ein-
berufenen Ausschüsse (einschließlich Arbeitsgruppen) sowie für Personen nach Satz 1, die als 
Vertreter der KZBV in externe Gremien entsandt werden. Die Höhe der Entschädigungszah-
lung ergibt sich aus § 2 Absatz 1 und 2.

(2) Ein Anspruch aus Absatz 1 ergibt sich auch für die Teilnahme an Sitzungen und Veranstal-
tungen, die als Videokonferenz durchgeführt werden.

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Vertreterversammlung der KZBV und dessen Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter haben einen Anspruch auf die Zahlung einer monatlichen 
Aufwandsentschädigung. Die Höhe der Entschädigungszahlungen ergibt sich aus § 2 Absatz 3.

§ 2 Höhe der Entschädigung

(1) Für Reisen, Sitzungen und Veranstaltungen werden an Zahnärztinnen und Zahnärzte, die 
nicht als Vorstandsmitglieder in den KZVen tätig sind, die nachfolgenden Pauschalbeträge 
wegen Praxisausfall (Praxisausfallentschädigung) gezahlt. Bei einer Abwesenheitszeit werk-
tags von 07:00 bis 20:00 Uhr:

      in Euro

 0 - 3 Stunden  140,--
 über 3 Stunden  300,--
 über 6 Stunden  690,--
 über 9 Stunden  910,--

Voraussetzung für diesen Anspruch ist der tatsächliche Ausfall von Praxiszeiten der Anspruch-
stellerin oder des Anspruchstellers, der durch Unterschrift im Abrechnungsformular bestätigt  
wird. Neben dem Anspruch auf Praxisausfallentschädigung besteht ein Anspruch auf  
Sitzungsgeld nach § 2 Absatz 2.
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(2) Je Sitzungstag erhalten die Mitglieder der satzungsgemäßen Gremien der KZBV und, so-
fern vom Vorstand nichts anderes bestimmt wird, die Ausschussmitglieder pauschal 350,-- 
Euro.

(3) Der Vorsitzenden bzw. dem Vorsitzenden der Vertreterversammlung wird eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 2.000,-- Euro und den Stellvertreterinnen und Stellver-
tretern der Vorsitzenden bzw. des Vorsitzenden eine monatliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von jeweils 250,-- Euro gezahlt.

§ 3 Steuern

Soweit durch Erhalt von Beträgen nach den Abrechnungssätzen dieser Sitzungsgeldordnung 
Steuerpflicht jedweder Art entsteht, erfolgt die Abführung der Steuern durch die Empfängerin 
oder den Empfänger selbst.

§ 4 Ausschlussfrist

Der Anspruch auf Vergütung erlischt grundsätzlich, wenn er nicht binnen eines halben Jahres 
nach seiner Entstehung geltend gemacht wird.

§ 5 Inkrafttreten

Diese Ordnung und jede Änderung dieser Ordnung sind nach Genehmigung durch die Auf-
sichtsbehörde in den „Zahnärztlichen Mitteilungen“ zu veröffentlichen. Die Ordnung und ihre 
Änderungen treten – soweit kein anderer Zeitpunkt bestimmt wird – am 8. Tag nach dem 
Ausgabedatum der betreffenden Nummer der „Zahnärztlichen Mitteilungen“ in Kraft. Bis 
zum Inkrafttreten dieser Ordnung gilt die bisherige Sitzungsgeld- und Aufwandsentschädi-
gungsordnung vom 1. Januar 2019 für die Organmitglieder fort.

Beschlossen: 
In der 13. Vertreterversammlung am 23. und 24. November 2022
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am 18./19.10.2002 in Wiesbaden, genehmigt durch das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung  
am 16.01.2003 (225 – 44621 – 7/4); geändert durch Ersatzvornahme nach § 79 a Abs. 1 Satz 1 SGB V durch das Bundes- 
ministerium für Gesundheit und Soziales vom 04.10.2004 (22) zur Anpassung der Satzung der KZBV an die Neuorgani-
sation durch das GKV-Modernisierungsgesetz; geändert durch Beschlüsse der a.o. Vertreterversammlung am 10.06.2005 
in Köln, genehmigt durch das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung am 10.11.2005 (225-44621-
7/4); geändert durch Beschlüsse der Vertreterversammlung am 22./23.11.2006 in Erfurt, genehmigt durch das Bundes-
ministerium für Gesundheit am 09.03.2007 (225-44621-7/4); geändert durch Beschluss der Vertreterversammlung am 
13.06.2007 in Köln, genehmigt durch das Bundesministerium für Gesundheit am 14.09.2007 (225-44621-7/4); geän-
dert durch Beschluss der Vertreterversammlung am 03.07.2010 in Berlin, genehmigt durch das Bundesministerium für 
Gesundheit am 20.08.2010 (225-44621-7/4); geändert durch Beschlüsse der Vertreterversammlung am 06.-08.11.2012 
in Frankfurt am Main, genehmigt durch das Bundesministerium für Gesundheit am 19.07.2013 (225-21624-03/001); 
geändert durch Beschlüsse der Vertreterversammlung vom 06./07.11.2013 in Frankfurt am Main, genehmigt durch 
das Bundesministerium für Gesundheit am 16.04.2014 (225-21624-03/001); geändert durch Beschlüsse der Vertreter-
versammlung vom 04./05.07.2014 in Köln, genehmigt durch das Bundesministerium für Gesundheit am 19.12.2014 
(225-21624-03/001); geändert durch Beschluss der Vertreterversammlung vom 01./02.07.2016 in Köln, genehmigt 
durch das Bundesministerium für Gesundheit am 29.09.2016 (225-21624-03/001) ); geändert durch Beschluss der Ver-
treterversammlung vom 08/09.11.2017 in Frankfurt am Main, genehmigt durch das Bundesministerium für Gesund-
heit am 14.02.2018 (225-21624-03/001), ); geändert durch Beschluss der Vertreterversammlung vom 22./23.06.2018 
in Köln, genehmigt durch das Bundesministerium für Gesundheit am 02.10.2018 (217-21624-03/001); geändert durch 
Beschluss der Vertreterversammlung vom 13./14.11.2019 in Berlin, genehmigt durch das Bundesministerium für  
Gesundheit am 26.03.2020 (217-21624-03/001); geändert durch Beschluss der Vertreterversammlung im schriftlichen 
Abstimmungsverfahren vom September 2020 (Auszählung des Beschlussergebnisses am 21.09.2020), genehmigt durch 
das Bundesministerium für Gesundheit am 25.09.2020 (217-21624-03/001); geändert durch Beschluss der Vertreterver-
sammlung vom 30.06. bis 01.07.2021 in Köln, genehmigt durch das Bundesministerium für Gesundheit am 14.12.2021 
(217-21624-03/001); geändert durch Beschluss der Vertreterversammlung vom 06./07.07.2022 in Dresden, genehmigt 
durch das Bundesministerium für Gesundheit am 14. Dezember 2022 (217-21624-03/001); geändert durch Beschluss 
der Vertreterversammlung vom 24./25.11.2021 in Düsseldorf und vom 23./24.11.2022 in München, genehmigt durch das 
Bundesministerium für Gesundheit am 21. April 2023 (217-21624-03/01).

Stand: 01.07.2023
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